ANTRAG
auf Erteilung einer Unbedenklichkeitsbescheinigung

gemäß § 31 Abs. 2 FPG

I.

Gemäß § 31 Abs. 2 Fremdenpolizeigesetz (FPG) ist einem Arbeitgeber, der beabsichtigt, einem Fremden, der zur sichtvermerksfreien Einreise berechtigt ist und dem kein gemeinschaftliches Aufenthalts- und Niederlassungsrecht zukommt, gemäß § 5 AuslBG zu beschäftigen, auf Antrag mit Zustimmung des Fremden eine Unbedenklichkeitsbescheinigung auszustellen, wenn keine fremdenpolizeilichen Einwände gegen den Aufenthalt des Fremden bestehen. Die Unbedenklichkeitsbescheinigung ist vier Wochen gültig. 
II.

Fremdenpolizeiliche Einwände im Sinne des § 31 Abs.2 FPG liegen vor, wenn

· gegen den Fremden ein aufrechtes Aufenthaltsverbot besteht;

· ein Vertragsstaat eine Zurückweisungsgrund mitgeteilt hat;

· gegen den Fremden in den letzten 12 Monaten eine Ausweisung gemäß § 54 FPG oder § 10 AsylG 2005 rechtskräftig erlassen wurde;

· der Aufenthalt des Fremden die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährden würde oder

· der Fremde in den letzten zwölf Monaten wegen Umgehung der Grenzkontrolle oder nicht rechtmäßiger Einreise in das Bundesgebiet rechtskräftig bestraft wurde.

III.

Zustimmung des Fremden:

 FORMCHECKBOX 
  Ich, ……………………………………………………………………………, stimme zu, dass  von …………………………………………………………………………………..… eine 
Unbedenklichkeitsbescheinigung beantragt wird und ihm im negativen Fall auch obgenannte Versagungsgründe zur Kenntnis gebracht werden. 

………………………………………………………

 (eigenhändige Unterschrift)     

 FORMCHECKBOX 
  Eine schriftliche Zustimmung im obigen Umfang liegt dem Antrag bei.

IV.
Antrag

	Angaben zur antragstellenden Person (Arbeitgeber)

	Familien- und Vorname (in Blockschrift)

	Geburtsdatum 

	Firma, Betrieb 

	Firmenadresse

	Ausgewiesen durch


     
Ich ersuche für folgenden Fremden um Erteilung einer Unbedenklichkeitsbescheinigung:

	Familienname 

	Sämtliche früheren Familiennamen

	Geschlecht        FORMCHECKBOX 
 männlich                FORMCHECKBOX 
  weiblich
	Staatsangehörigkeit

	Vornamen       

	

	Geburtsdatum      

	Geburtsort      
	Geburtsstaat

	Vornamen der leiblichen Eltern

	Heimatadresse      

	Ausgewiesen durch


      
………………………………………………………..
                    (Unterschrift des Antragstellers)           .                        

Erläuterungen:
Bei der Antragstellung hat der Arbeitgeber einen amtlichen Lichtbildausweis, aus dem Familienname, Vorname, Geburtsdatum und Identität einwandfrei festgestellt werden können (Reisepass, Personalausweis, Führerschein und dergl.) vorzulegen.

Zu Punkt III): Der Fremde hat entweder die Zustimmung zur Antragstellung auf dem vorliegenden Antragsformular mit seiner Originalunterschrift zu bestätigen, oder der Arbeitgeber hat eine entsprechende Vollmacht vorzulegen. Jedenfalls beizulegen ist eine beglaubigte Kopie des Reisepasses des Fremden, sofern der Pass nicht im Original vorgewiesen wird.

Fehlt die ungeteilte Zustimmung des Fremden, ist der Antrag als unzulässig zurückzuweisen.

